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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16, März 1964 

6 — 68070 — 5295/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäisdien Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Verwirk- 
lichung des freien Dienstleistungsverkehrs in den Berufen 
der Landwirtschaft und des Gartenbaus. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 3. März 1964 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zu diesem Vorschlag beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Einzelheiten der Verwirklichung des freien Dienst- 
leistungsverkehrs in den Berufen der Landwirtschaft und des 

Gartenbaus 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 63 Absätze 2 und 3, Artikel 106 Absatz 1 
und Artikel 227 Absatz 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs insbesondere auf Abschnitt V C d, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das allgemeine Programm enthält einen besonde- 
ren Zeitplan für die Aufhebung der Beschränkungen 
in der Landwirtschaft und im Gartenbau. Es ist vor- 
gesehen, diese Beschränkungen bei einer ersten 
Dienstleistungsgruppe bis zum 31. Dezember 1963, 
bei einer weiteren Gruppe bis zum Ende der zwei- 
ten Stufe der Übergangszeit und bei den übrigen 
Dienstleistungen im Laufe der dritten Stufe aufzu- 
heben. 

Diese Dienstleistungen beeinflussen die Produk- 
tionskosten der Landwirtschaft und des Garten- 
baus unmittelbar und begünstigen die Verbreitung 
des technischen Fortschritts. Daher sollte ihre Libe- 
ralisierung im Einklang mit Artikel 63 Absatz 3 des 
Vertrages und den Zielen der gemeinsamen Agrar- 
politik so bald wie möglich erfolgen. 

Die Niederlassungsfreiheit bei den unter die Richt- 
linie fallenden Tätigkeiten ist, außer bei einigen 
Arbeitnehmern in der Landwirtschaft, für die die 
Richtlinie des Rats vom 2. April 1963 gilt^), erst für 
das Ende der Übergangszeit vorgesehen 2). Falls der 
Leistungserbringer seine Tätigkeit im Land des Lei- 
stungsempfängers ausüben will, darf ihm auf Grund 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 

Allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 15. Januar 
1962, Seite 26/62 Abschnitt IV F 6 und Anlage V aus 
Gruppe 012) 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, Seite 1323/63 


des freien Dienstleistungsverkehrs nicht die Erfül- 
lung der Bedingungen zur Pflicht gemacht werden, 
denen die in diesem Land ansässigen Personen allein 
deshalb genügen, weil ihre Tätigkeit ortsgebunden 
und von Dauer ist; zu diesen Bedingungen gehören 
in einigen Mitgliedstaaten und unter bestimmten 
Voraussetzungen die Eintragung in das Handels- 
register und die Zugehörigkeit zu bestimmten Be- 
rufsvereinigungen. 

Wegen dieser unterschiedlichen Termine und Re- 
gelungen im Niederlassungsrecht und im freien 
Dienstleistungsverkehr ist in der Richtlinie zu er- 
läutern, was im Zusammenhang mit der Dienst- 
leistungsart, die den Leistungserbringer zur Einreise 
in das Land des Leistungsempfängers veranlaßt, 
unter Dienstleistung zu verstehen ist. 

Bei den meisten mit der Erschließung von Quel- 
len, der Be- und Entwässerung und der Trocken- 
legung zusammenhängenden Arbeiten — die oft mit 
einigen, in der Richtlinie erfaßten Arbeiten der 
Landwirtschaft und des Gartenbaus eng verbunden 
sind — soll der freie Dienstleistungsverkehr gemäß 

den Richtlinien des Rats vom und 

vom Über die selbständigen Tätig- 

keiten der verarbeitenden Gewerbe bzw. über die 
Vergabe öffentlicher Lieferaufträge^) verwirklicht 
werden. Dem allgemeinen Programm entsprechend 
werden die Dienstleistungen auf dem Gebiet der 
Forstwirtschaft und der Forstbetriebe Gegenstand 
einer weiteren Richtlinie sein. 

Für die Arbeitnehmer, die Leistungserbringer be- 
gleiten oder für ihre Rechnung tätig sind, sind die 
Beschäftigungsbedingungen und die Frage der sozia- 
len Sicherheit in den gemäß Artikel 48, 49 und 51 
des Vertrages erlassenen Bestimmungen geregelt. 

Die Einreise- und Aufenthaltsbedingungen für alle 
Begünstigten des freien Dienstleistungsverkehrs und 
der Niederlassungsfreiheit sind Gegenstand zweier 
vom Rat am erlassenen Richtlinien®). 

Besondere Bedeutung für den freien Dienstlei- 
stungsverkehr in der Landwirtschaft und im Garten- 
bau hat die Empfehlung der Kommission an die Mit- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , Seite . . ./6 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , Seite . . ./6 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , Seite . . ./6 
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gliedstaaten vom 8. November 1962 nach der 
Werkzeuge, Instrumente und Geräte, die von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat zur 
Verwendung bei der Ausführung von Arbeiten aller 
Art vorübergehend eingeführt werden, zur Zollgut- 
verwendung abgefertigt werden, wenn ihre Aufent- 
haltsdauer im einführenden Mitgliedstaat sechs Mo- 
nate nicht überschreitet. Diese Abfertigung zur Zoll- 
gutverwendung erfolgt unter vollständiger Ausset- 
zung der Zölle außer in Sonderfällen, bei denen die 
Entrichtung eines Teilbetrages der Zölle für die end- 
gültige Einfuhr verlangt werden kann. 

Schließlich soll der freie Dienstleistungsverkehr in 
der Landwirtschaft und im Gartenbau besonders hin- 
sichtlich der technischen Hilfe und der Verwendung 
gefährlicher gifthaltiger Waren durch die gegensei- 
tige Anerkennung der Diplome, Zeugnisse und an- 
deren Befähigungsnachweise und die Koordinierung 
einiger nationaler Regelungen erleichtert werden. 
Zu diesem Zweck müssen weitere Richtlinien erlas- 
sen werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel i 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der natür- 
lichen Personen sowie der in Abschnitt I des All- 
gemeinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen des freien Dienstleistungsverkehrs bezeich- 
neten Gesellschaften — im folgenden Begünstigte 
genannt — die in Abschnitt III dieses Programms 
aufgeführten Beschränkungen bei den in Artikel 2 
genannten Dienstleistungen auf. 


Artikel 2 

1. Die Vorschriften der Richtlinie gelten für die 
folgenden in Abschnitt V C d des Allgemeinen Pro- 
gramms aufgeführten Dienstleistungen in der Land- 
wirtschaft und im Gartenbau: 

a) Technische Hilfe, 

b) Unkraut- und Schädlingsbekämpfung, Spritzen 
von Pflanzen und Anbauflächen, 

c) Schneiden von Bäumen, 

d) Pflücken, Verpacken einschließlich Aufmachung, 

e) Nutzung (Bewirtschaftung) von Bewässerungs- 
anlagen, 

f) Vermietung landwirtschaftlicher Maschinen, 

g) Bodenpflege und Bodenverarbeitung, 

h) Mähen und Einbringen der Ernte, Dreschen, Pres- 
sen und Einsammeln mit mechanischen und nicht- 
mechanischen Mitteln, 

i) die oben nicht genannten Dienstleistungen. 

2. Tätigkeiten der Landwirtschaft und des Garten- 
baus im Sinne dieser Richtlinie sind diejenigen, die 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 30. November 1962, Seite 2767/62 


in der Gruppe 011 der Internationalen Systematik 
der Wirtschaftszweige (CITI) (Statistisches Amt der 
Vereinten Nationen, Etudes statistiques, Serie M, 
Nr. 4 rev. 1 New York 1958) beschrieben sind, und 
zwar vor allem: 

a) die allgemeine Landwirtschaft einschließlich 
Weinbau und Anbau von tropischen Pflanzen; 
Viehzucht, Geflügelzucht, Kaninchenzucht, Pelz- 
tierzucht und andere Tierzüchtungen; Bienen- 
zucht; Erzeugung von Fleisch, Milch, Wolle, Häu- 
ten und Fellen sowie Eiern und Honig; 

b) Gemüsebau, Blumen- und Zierpflanzenzucht, auch 
in Gewächshäusern; Obstbau und Samenzucht. 

3. Die Dienstleistungen, die unter die Buchstaben 
von Absatz 1 fallen, sind im Anhang im einzelnen 
aufgeführt. 

Artikel 3 

1. Zum freien Dienstleistungsverkehr gehört, daß 
die Begünstigten dieser Richtlinie in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem, in dem sie ansässig sind, die 
verschiedenen vorbereitenden Tätigkeiten ausüben 
können, die für ihre Leistungserbringung notwendig 
sind, insbesondere die Schaffung eines Kundenkrei- 
ses durch Werbung und Marktsondierung und der 
Abschluß von Verträgen. 

2. Begibt sich der Leistungserbringer in das Land 
des Leistungsempfängers, um dort zeitweilig seinen 
Beruf auszuüben, so liegt eine Dienstleistung im 
Sinne dieser Richtlinie vor, wenn der Sitz des Be- 
triebes des Leistungserbringers in einem anderen 
Mitgliedstaat liegt und verbleibt als in dem, wo 
er seine Leistung erbringt. 

Der Leistungserbringer kann dennoch in dem letzt- 
genannten Staat — wie dessen eigene Staatsange- 
hörige — bewegliche und unbewegliche Güter, die 
er zur Erbringung seiner Leistung benötigt, erwer- 
ben, mieten, in Gebrauch nehmen und veräußern, 
ohne daß diese gesamten Güter ortsgebundene und 
dauernde Einrichtungen in Form einer Zweignieder- 
lassung oder Agentur darstellen. 

3. Der Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung er- 
bracht wird, kann für die in Artikel 2 genannte 
Dienstleistungsgruppe vom Leistungserbringer ver- 
langen, daß er den Zeitpunkt nachweist, zu dem er 
seine berufliche Tätigkeit in diesem Land aufge- 
nommen hat. Dieser Nachweis kann auf jedem 
Rechtsweg erfolgen. Erbringt der Leistungserbringer 
Leistungen für mehrere Leistungsempfänger, so muß 
jede Dienstleistung oder Dienstleistungsgruppe ein- 
zeln angegeben werden. 


Artikel 4 

1 . Wird in dem Mitgliedstaat, in den der Leistungs- 
erbringer sich zur Erbringung seiner Dienstleistung 
begibt, die Ausübung einer in Artikel 2 angegebe- 
nen Tätigkeit oder die Inanspruchnahme der damit 
zusammenhängenden Rechte und Möglichkeiten ent- 
weder von der Eintragung in das Handelsregister 
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oder von der Zugehörigkeit zu einer Berufsvereini- 
gung oder einer gleichartigen Organisation abhän- 
gig gemacht, so können die Begünstigten dieser 
Richtlinie nur dann zur Erfüllung einer dieser Be- 
dingungen gezwungen werden, wenn die Erbrin- 
gung der Dienstleistung oder der Dienstleistungen 
länger als drei Vlonate eines Kalenderjahres dauert. 

2. Unter Berücksichtigung der Sonderstellung die- 
ser Begünstigten sorgen die Mitgliedstaaten in 
einem solchen Fall dafür, daß die Begünstigten dieser 
Richtlinie sich mit denselben Rechten wie ihre eige- 
nen Staatsangehörigen und innerhalb einer norma- 
len Frist in das vorgenannte Register eintragen oder 
der obenerwähnten Organisation beitreten können. 

Für die Begünstigten dieser Richtlinie schließt das 
Beitrittsrecht nicht notwendigerweise auch das Recht 
ein, in diesen Organisationen in eine leitende Stel- 
lung gewählt oder ernannt zu werden. Im Groß- 
herzogtum Luxemburg berechtigt die Mitgliedschaft 
in der Flandelskammer nicht zur Teilnahme an der 
Wahl der Verwaltungsorgane. 

3. Wird die in Absatz 1 vorgesehene Eintragungs- 
oder Beitrittspflicht in einem Mitgliedstaat von 
einem Nachweis über die Ehrenhaftigkeit und dar- 
über, daß bisher gegen den Betreffenden kein Kon- 
kursverfahren stattgefunden hat oder nur von einem 
dieser beiden Nachweise abhängig gemacht, so be- 
trachtet dieser Staat die Vorlage eines Strafregi- 
sterauszuges durch den Begünstigten dieser Richt- 
linie als ausreichend; in Ermangelung eines solchen 
Auszugs genügt ein gleichwertiges Dokument, das 
von dem zuständigen Gericht oder der zuständigen 
Verwaltungsbehörde des Landes ausgestellt ist, in 
dem der Begünstigte ansässig ist; aus diesem Doku- 
ment muß hervorgehen, daß diese Bedingungen er- 
füllt sind. 

Wird ein Dokument darüber, daß kein Konkurs 
vorliegt, von dem Land, in dem der Leistungserbrin- 
ger ansässig ist, nicht ausgestellt, so kann es durch 
eine eidesstaatliche Erklärung ersetzt werden, die 
der Betreffende in diesem Land vor einem Gericht 
od^r einer Verwaltungsbehörde, einem Notar oder 
eine für seinen Beruf zuständige Vereinigung ab- 
gegeben hat. 

Die gemäß den beiden vorhergehenden Absätzen 
ausgestellten Urkunden dürfen bei ihrer Vorlage 
nicht älter als drei Monate sein. Die Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig über die zur Ausstel- 
lung der Urkunden zuständigen Behörden und Or- 
ganisationen und setzen die Kommission innerhalb 
der in Artikel 6-1-a vorgesehenen Frist davon in 
Kenntnis. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten heben alle Beschränkungen 
auf, durch die die Dienstleisiungserbringer anderer 
Mitgliedstaaten gegenüber den eigenen Staatsange- 
hörigen schlechter gestellt werden; diese Beschrän- 
kungen, die die Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
auf ihrem Hoheitsgebiet verbieten oder erschweren, 
können sich ergeben aus: 


a) einer Rechts- oder Verwaltungsvorschrift oder 
einer offenkundig diskriminierenden Verwal- 
tungspraxis; 

b) einer Rechts- oder Verwaltungsvorschrift oder 
einer Verwaltungspraxis, die, obwohl sie nicht 
ausdrücklich diskriminierend ist, dennoch aus- 
schließlich oder hauptsächlich Ausländer behin- 
dert. 

2. Zu den aufzuhebenden Beschränkungen gehören 

vor allem die Vorschriften, die die Erbringung von 

Dienstleistungen durch die Begünstigten wie folgt 

verbieten oder beschränken: 

a) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land: durch das Erfordernis einer „Reisege- 
werbekarte" für das Auf suchen von Bestellungen 
bei Privatpersonen (GewO § 55 d, in der Fas- 
sung vom 5. Februar I960: Verordnung vom 
30. November 1960), 

— die „Bedürfnisprüfimg" als Voraussetzung für 
die Erteilung der sogenannten „Reisegewerbe- 
karte" sowie die durch dieses Dokument fest- 
gelegte geographische Beschränkung (GewO 
§ 55 d, in der Fassung vom 5. Februar I960; 
Verordnung vom 30. November I960): 

b) in Belgien: durch das Erfordernis eines Be- 
rufsausweises für Ausländer (Königlicher Erlaß 
Nr. 62 vom 16. November 1939; Ministerialerlaß 
vom 17. Dezember 1945); 

c) in Frankreich: durch das Erfordernis eines 
Gewerbeausweises für Ausländer (Gesetzes- 
dekret vom 12. November 1938, Dekret vom 
2. Februar 1939, Gesetz vom 8. Oktober 1940, Ge- 
setz vom 10. April 1954, Dekret Nr. 59-852 vom 
9. Juli 1959), 

— Erfordernis der französischen Staatsange- 
hörigkeit, um eine Genehmigung zur Durch- 
führung künstlicher Besamungen zu erhalten 
(Erlaß vom 24. April 1948, Artikel 17). 

3. Die Mitgliedstaaten sorgen besonders dafür, daß: 

a) auf ihrem Hoheitsgebiet die Begünstigten der 
Richtlinie bei der Ausführung ihrer Arbeit unter 
den gleichen Bedingungen wie ihre eigenen 
Staatsangehörigen: 

— die zu diesem Zweck vorgesehenen verschie- 
denen Arten von Krediten, Beihilfen und Zu- 
schüsse erhalten, 

— in den Genuß der üblichen Steuervergünsti- 
gungen, insbesondere beim Erwerb des zur 
Leistungserbringung benötigten Kraftstoffes, 
kommen; 

b) alle privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen 
Verträge zur Ausübung ihrer beruflichen Tätig- 
keit abschließen können, insbesondere bei 
Arbeiten, die Bestandteil der Programme zur 
Verbesserung der Agrarstruktur sind; hierzu 
gehören auch die Unterbreitung diesbezüglicher 
Angebote und die Beteiligung als Vertragspart- 
ner oder als Zulieferer; 

c) eine Genehmigung für den Umgang mit gefähr- 
lichen gifthaltigen Waren ohne größere Schwie- 
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rigkeiten als ihre eigenen Staatsangehörigen 
beantragen und erhalten können, falls in ihrem 
Land die Ausführung bestimmter Arbeiten, be- 
sonders der Umgang mit gefährlichen Giftstoffen, 
von einer Sondergenehmigung des Unternehmers 
abhängig gemacht wird. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die zur Durchfüh- 
rung dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen 
innerhalb der folgenden Fristen: 


a) bei den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) bis h) 
genannten Dienstleistungen: binnen sechs Mona- 
ten nach ihrer Bekanntgabe; 

b) bei den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe i) ge- 
nannten Dienstleistungen: vor Ablauf des ersten 
Jahres der dritten Stufe der Übergangszeit. 

2, Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission un- 
verzüglich von diesen Maßnahmen in Kenntnis. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anlage^ 


Tätigkeiten, die unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) bis i) fallen 


a) Hilfe" : 

Erteilung von Ratschlägen und Informationen in 
allen Tätigkeitsbereichen der individuell oder ge- 
meinschaftlich betriebenen Landwirtschaft und des 
GartehbauS vdf hilem äüf folgenden Gebieten: 

— Technik der landwirtschaftlichen und gartenbau- 
wirtschaftlichen Erzeugung, 

— Technik (auf der Stufe des Betriebes) der Aufbe- 
reitung, Verarbeitung und des Verkaufs von 
Erzeugnissen der Landwirtschaft und des Garten- 
baus, 

— Erwerb und Einsatz von Betriebsmitteln, 

— Erwerb, Einrichtung und Nutzung von Investi- 
tionsgütern, 

— - Betriebsorganisation und Arbeitswirtschaft, land- 
wirtschaftliche Buchführung und ganz allgemein 
die Betriebsführung, 

— Hauswirtschaft, 

— Ausbildung des Personals, 

— landwirtschaftliches Genossenschaftswesen (Ge- 
nossenschaften), horizontale Zusammenarbeit und 
vertikale Integration, 

— Boden- und Strukturverbesserung (z. B. Erosions- 
bekämpfung, Be- und Entwässerung, Flurbereini- 
gung, Aufstockung und Aussiedlung, Neuland- 
gewinnung) ; 

b) „Unkraut- und Schädlingsbekämpfung, Spritzen 
von Pflanzen und Anbauflächen" : 

Alle von Hand oder mit technischen Hilfsmitteln, 
von Luft- oder Landfahrzeugen ausgeführten Arbei- 
ten, die geeignet sind, Unkraut sowie alle Arten 
Schädlinge der Pflanzen und Tiere sowie ihrer Pro- 
dukte und solche Schädlinge, die im Boden, im 
Wasser, in der Luft, in Gebäuden und bei gelagerten 
Erzeugnissen auftreten, auf mechanischem, chemi- 
schem oder biologischem Wege zu bekämpfen oder 
ihr Auftreten zu verhüten; 

c) „Schneiden von Bäumen" : 

Schneiden von Bäumen, Sträuchern und ähnlichen 
Pflanzen (z. B. Weiden, Korbweiden) von Hand oder 
mit technischen Hilfsmitteln; 

d) „Pflücken, Verpackung und Aufmachung": 

Alle von Hand oder mit mechanischen Hilfsmitteln 
ausgeführten Arbeiten betreffend: 

— das Ernten von Erzeugnissen des Obst-, Gemüse- 
und Gartenbaus sowie der Sonderkulturen (z. B. 
Weintrauben, Hopfen, Tabak, Oliven, Blumen- 
zwiebeln, Gewürz und Arzneipflanzen), 


— Sortieren, Reinigen, Trocknen, Lagern, Verpacken 
und Kennzeichnen der obengenannten Erzeug- 
nisse; 

e) „Nutzung (Bewirtschaftung) von Bewässerungs- 
anlagen" : 

ü- ■■ 

Alle Arbeiten, die mit der Benutzung von Bereg- 
nungs-, Berieselungs- oder anderen Bewässerungs- 
anlagen für die landwirtschaftliche und gartenbau- 
liche Erzeugung verbunden sind; 

f) „Vermietung landwirtschaftlicher Maschinen" : 

Kurz- oder langfristige — vertragliche und ent- 
geltliche — Überlassung von Maschinen und Gerä- 
ten, die zur Ausführung von landwirtschaftlichen 
und gartenbaulichen Arbeiten vor, in und nach dem 
Erzeugungsstadium eingesetzt werden, einschließlich 
von Zugmaschinen und Anhängern für den land- 
wirtschaftlichen Gebrauch; 

g) „Bodenpflege und Bodenbearbeitung": 

Alle von Hand oder mit technischen Hilfsmitteln 
ausgeführten Arbeiten, die der Nutzbarmachung und 
der Verbesserung des Bodens sowie der Bearbeitung 
vor, bei und nach dem Anbau von Pflanzen dienen, 
insbesondere: 

— Roden von Wurzelstücken, Umbrechen von Grün-, 
Brach- und Unland, Untergrundlockerung, Terras- 
sieren. Planieren, Sammeln von Steinen, Tief- 
pflügen, 

— Pflügen, Rigolen, Fräsen, 

— Ausbringen von Stallmist, Handelsdünger und 
Bodenverbesserungsmitteln jeglicher Art, 

— Saat- und Pflanzbettbereitung, Säen und Pflanzen, 

— Jäten, Hacken, Häufeln, Walzen; 

h) „Mähen und Einbringen der Ernte, Dreschen, 
Pressen, Einsammeln mit mechanischen und 
nichtmechanischen Mitteln" : 

Alle von Hand oder mit mechanischen und nicht- 
mechanischen Hilfsmitteln ausgeführten Arbeiten, 
die — auf der Stufe des Betriebes — mit der Ernte 
und Aufbereitung von Acker- und Grünlandgewäch- 
sen Zusammenhängen (wobei die Ernte von Obst, 
Gemüse und Gartenbauerzeugnissen wie Sonder- 
erzeugnissen unter Buchstabe d) fällt). Es geht hier 
vor allem um: 

— Mähen und Dreschen (Mäh-, Stand- und Scheu- 
nendrusch) von Gramineen, Leguminosen und 
Kruziferen, 

— Roden und Einsammeln von Hackfrüchten, Raufen 
und Aufbereiten von Flachs, 

— Strohbearbeitung und -bergung. 
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— sämtliche Arbeiten der Grün-, Saft- und Rauh- 

s 

futtergewinnung (wie Schneiden, Häckseln, Zer- 
reißen und Sammeln des Grüngutes, Boden-, 
Gerüst- oder künstliche Trocknung, Dämpfen, 
Silagebereitung), 

— das Verbringen des Erntegutes mit Fördergerä- 
ten, Gebläsen usw., 

— das Sortieren, Reinigen, Trocknen, Verlagern, 
Verpacken und Kennzeichnen von obengenann- 
ten Erzeugnissen; 


i) „Die nicht in der Liste aufgeführten Dienstlei- 
stungen" : 

Alle Dienstleistungen in der Landwirtschaft und 
im Gartenbau die von Hand oder mit mechanischen 
und nichtmechanischen Hilfsmitteln ausgeführt wer- 
den und nicht unter die obigen Rubriken fallen; 
hierzu gehören vor allem; 

— Arbeiten der Viehhaltung wie z. B. künstliche Be- 
samung, Melken, Stallentmisten, Schafscheren, 

— • einige besondere Arbeiten wie z. B. das Reinigen 
von Gewächshäusern und Frühbeetfenstern. 
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